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Entwicklungstendenzen der Steuergesetzgebung

1.   Heute im Bundestag Nr. 083 vom 28. März 2007

    (Pressedienst des Deutschen Bundestages)
Steuerlast von Kapitalgesellschaften auf unter 30 Prozent drücken

Die Bundesregierung will die nominale Steuerbelastung bei Kapitalgesellschaften von 38,65 auf 29,83 Prozent senken und damit Deutschland für Investitionen attraktiver machen. Wie aus ihrem Entwurf eines Unternehmensteuergesetzes 2008 hervorgeht, soll dadurch verhindert werden, dass die Unternehmen durch eine Verlagerung von Erträgen ins Ausland Steuern sparen wollen. Die Einführung einer so genannten Zinsschranke bei der Körperschaftsteuer und veränderte Hinzurechnungsregelungen bei der Gewerbesteuer dienen ebenfalls diesem Ziel. Geplant ist ferner, ab 2009 eine Abgeltungsteuer auf Kapitalerträge von 25 Prozent einzuführen. Schließlich soll durch die geplante Begünstigung von nicht ausgeschütteten Gewinnen dazu führen, dass ertragsstarke, international tä-tige Personenunternehmen ähnlich günstige Bedingungen vorfinden wie Kapital-gesellschaften. Die Unternehmensteuerreform wird den Angaben zufolge zu jähr-lichen Minderausgaben von 5,02 Milliarden Euro führen, von denen 2,66 Milliarden auf den Bund, 2,37 Milliarden auf die Länder und 10 Millionen Euro auf die Ge-meinden entfallen. Zugleich erwartet die Regierung zusätzliche Bürokratiekosten von 72 Millionen Euro. Für Unternehmen würden 23 neue Informationspflichten eingeführt, heißt es.

Der Regierung ist vor allem die bisher praktizierte "grenzüberschreitende Fremd-kapitalfinanzierung" ein Dorn im Auge. Dabei würden Tochtergesellschaften in Deutschland von ihren ausländischen Konzernmüttern mit Krediten versorgt. Die Zinsen der Töchter an ihre Muttergesellschaften seien in Deutschland als Be-triebsausgabe abzugsfähig und minderten dadurch den hierzulande zu ver-steuernden Gewinn. Fremdkapitalzinsen und interne Verrechnungspreise seien die wichtigsten Instrumente der Konzerne, um Steuerzahlungen ins Ausland zu verlagern. Durch die Senkung des Körperschaftsteuersatzes von 25 auf 15 Pro-zent und der Gewerbesteuermesszahl von maximal fünf auf einheitlich 3,5 Prozent verringere sich die nominale Belastung der Unternehmensgewinne auf 29,83 Prozent bei einem angenommenen Gewerbesteuer-Hebesatz von 400 Prozent.

Die so genannte Zinsschranke bei der Körperschaftsteuer, also die Begrenzung der abzugsfähigen Zinszahlungen, richtet sich den Angaben zufolge auch dagegen, dass Konzerne sich gezielt über ihre deutschen Töchter auf dem Kapitalmarkt verschulden und über die gezahlten Zinsen ihre Steuerschuld in Deutschland verringern. Die Zinsschranke soll sich am Saldo aus Zinsaufwand und Zinserträgen orientieren. Ist der Saldo größer als 1 Million Euro, was bei einem Zinssatz von fünf Prozent etwa 20 Millionen Euro Fremdkapital entspricht, soll künftig nur noch ein Teil des über den Zinserträgen liegenden Zinsaufwands sofort gewinnmindernd geltend gemacht werden können. Der Rest soll zeitlich unbefristet auf künftige Veranlagungszeiträume verlagert werden können. Von der Zinsschranke nicht betroffen sind laut Entwurf Einzelunternehmen, die weitere Beteiligungen halten, die im Mittelstand weit verbreitete Betriebsaufspaltung, so genannte Organkreise, Public-Private-Partnership-Projektgesellschaften, die nicht in einen Konzern eingebunden sind, und Verbriefungszweckgesellschaften. Nicht belastet werden sollen auch Unternehmen, die ohne steuerliche Gestaltungen eine hohe Außenfinanzierung aufweisen. Kann ein Unternehmen nachweisen, dass die Finanzierungsstruktur für den Konzern typisch ist, soll die Zinsschranke nicht angewendet werden (Escape-Klausel). 

Ferner ist geplant, dass private Veräußerungsgewinne aus Aktien und Investmentfonds außerhalb der einjährigen Haltefrist nur steuerfrei bleiben, wenn die Beteiligungsgrenze von einem Prozent nicht überschritten wird. Durch die Abgeltungssteuer sinke die Gesamtbelastung der Dividenden von maximal 53,21 Prozent in diesem Jahr auf 48,33 Prozent im Jahr 2009. Für Einkünfte des Privatvermögens solle das derzeit geltende Halbeinkünfteverfahren (hälftige Dividendenbesteuerung) abgeschafft und im betrieblichen Bereich auf ein Teileinkünfteverfahren mit 60 Prozent reduziert werden. Der Steuerpflichtige muss die Kapitalerträge dadurch nicht mehr gegenüber dem Finanzamt angeben und bleibt anonym. Wer sich durch den Steuersatz von 25 Prozent verschlechtert, kann den Plänen zufolge nach wie vor die Kapitaleinkünfte in der Steuererklärung angeben. Bei Einkünften bis zu einer Höhe von 15.000 Euro wird die zu viel ge-zahlte Abgeltungsteuer rückerstattet.
►   Gesetzentwurf der Bundesregierung (BT-Drs.: 16/4841 vom 28.03.2007)

„Entwurf eines Unternehmensteuerreformgesetzes 2008“

Info-Link (Größe der PDF-Datei: 4,07 MB)

http://dip.bundestag.de/btd/16/048/1604841.pdf
2.   VKU-Nachrichtendienst

(Ausgabe 699, März 2007, S. 2 - 8)
VKU/VDV-Stellungnahme 

gegenüber dem Bundesministerium der Finanzen vom 01.03.2007 

„Referentenentwurf 

eines Unternehmensteuerreformgesetzes 2008“


…

wir danken für die Möglichkeit der Stellungnahme zu dem Referentenentwurf.


Der Verband kommunaler Unternehmen vertritt 1.371 Unternehmen mit mehr-heitlich kommunaler Beteiligung in der Strom-, Gas-, Fernwärme- und Wasser-versorgung sowie der Abwasser- und Abfallentsorgung. Die in der Versorgung täti-gen Mitgliedsunternehmen sind als Stadtwerke regelmäßig im Querverbund mit den Sparten Strom (600 Unternehmen), Gas (567 Unternehmen), Fernwärme (506 Unternehmen) und Wasser (704 Unternehmen) organisiert. Ein erheblicher Teil dieser Unternehmen betreibt auch den ÖPNV (im Einheitsunternehmen oder über eine Holding-Konstruktion miteinander verbunden). Der Verband Deutscher Ver-kehrsunternehmen e.V. (VDV) vertritt die Interessen der Unternehmen des öffent-lichen Personenverkehrs auf Straße und Schiene sowie des Güterverkehrs mit Schwerpunkt Eisenbahngüterverkehr in Deutschland. Dem VDV gehören zurzeit 590 Verkehrsunternehmen an.


Wir begrüßen die durch den Gesetzentwurf geplante Senkung der Unternehmen-steuerbelastung, insbesondere durch die Absenkung des Körperschaftsteuer-satzes. Wir erkennen an, dass durch eine Reihe von Maßnahmen eine notwendige Stabilisierung des Gewerbesteueraufkommens erfolgt, die den Eignern bzw. mehrheitlichen Eignern unserer Mitgliedsunternehmen, den Kommunen, zugute kommt.

Ungeachtet dessen enthält der Entwurf Regelungen, die insbesondere für die im Querverbund tätigen Stadtwerke, kommunalen Wasserversorgungsunternehmen und kommunalen Entsorgungsunternehmen (soweit grundsätzlich steuerpflichtig) im Vergleich zu anderen Branchen ungerechtfertigte Mehrbelastungen bringen und daher einer Änderung bedürfen. Wir befürchten, dass aufgrund der besonders unsere Mitgliedsunternehmen betreffenden erheblich verschärften Regelungen zur Gesellschafter-Fremdfinanzierung steuerliche Mehrbelastungen in Millionenhöhe anfallen, die mittelbar auch die öffentlichen Haushalte entsprechend belasten würden, wenn keine Änderung des Entwurfs erfolgt.

Änderungen des Einkommensteuergesetzes und des

Körperschaftsteuergesetzes

►  Zusammenwirken der Zinsschranke gemäß § 4 h EStG-E, der Organ-schaftsregelung des § 15 Satz 1 Nr. 3 KStG-E und der Regelungen zur Ge-sellschafter-Fremdfinanzierung nach § 8 a KStG-E

Die Einführung einer Zinsschranke soll zu einer Sicherung des inländischen Steuersubstrats unter Berücksichtigung europarechtlicher Vorgaben führen. Dieser Ansatz ist nachvollziehbar und findet in Verbindung mit der geplanten Absenkung des Körperschaftsteuersatzes unsere grundsätzliche Unterstützung.


Wir begrüßen ebenfalls, dass innerhalb eines Organkreises die Zinsschranken-regelung des § 4 h EStG-E nicht anzuwenden ist und Organträger und Organge-sellschaften als ein Betrieb im Sinne des § 4 h EStG-E gelten. Bei Stadtwerken bestehen vielfach Holding-Konstruktionen unter Einbeziehung von Versorgungs- und Verkehrs- bzw. Bäderbetrieben. Durch das Abstellen auf den Organkreis wird sachgerecht dem Umstand Rechnung getragen, dass innerhalb eines Organ-kreises Finanzierungsgestaltungen keine Bedeutung haben.


Für die Ermittlung der abzugsfähigen Zinsaufwendungen nach § 4 h EStG-E gel-ten nach § 15 Satz 1 Nr. 3 KStG-E Organträger und Organgesellschaften als ein Betrieb. Die Vorschrift regelt zwar die Einbeziehung der im zuzurechnenden Ein-kommen enthaltenen Zinsaufwendungen und Zinserträge beim Organträger, je-doch nicht die Berechnung der Eigenkapitalquoten für den Organkreis. Es müsste klargestellt werden, wie im Organschaftsfall Eigenkapital und Bilanzsum-men des Betriebes zu ermitteln sind. In Frage kommen eine einfache Summierung der Positionen der Einzelgesellschaften oder eine Konsolidierung.


Die Möglichkeit für konzernzugehörige Betriebe den Zinsabzug zuzulassen, wenn sie nachweisen können, dass die Eigenkapitalquote gleich hoch oder höher als die Eigenkapitalquote des Konzerns ist, ist grundsätzlich zu begrüßen. Nach dem Wortlaut des § 4 h Abs. 2 Buchst. c) EStG-E ist jedoch bei der Berechnung der Eigenkapitalquote des Betriebs das Eigenkapital um die im Einzelabschluss des Betriebes ausgewiesenen Anteile an anderen Konzerngesellschaften zu kürzen. Das so bereinigte Eigenkapital ist nach Abs. 3 in das Verhältnis zur Bilanzsumme zu setzen. Durch die Kürzung um die Beteiligungsbuchwerte läuft die Escape-Klausel ins Leere, wenn der Betrieb über nennenswerte Anteile an anderen Kapi-talgesellschaften verfügt. Betroffen sind insbesondere inländische Holdingge-sellschaften, denn der Kauf von Beteiligungen bedarf der Fremdfinanzierung. Um dies zu vermeiden, sollte bei der Ermittlung der Eigenkapitalquote keine Kürzung um Beteiligungsbuchwerte erfolgen.


Gemäß § 4 h Abs. 3 Satz 6 EStG-E gehört ein Betrieb auch dann zu einem Konzern, wenn seine Finanz- oder Geschäftspolitik mit einem oder mehreren anderen Betrieben einheitlich bestimmt werden kann. Wir gehen davon aus, dass eine Einbeziehung der Stadt als alleiniger Gesellschafterin oder Mehrheitseignerin bei der Prüfung der Frage, ob der Betrieb bzw. Organkreis zu einem Konzern gehört, nicht erfolgt. Die Städte stellen keine Konzernabschlüsse nach IFRS oder HGB unter Einbeziehung ihrer Beteiligungsgesellschaften auf. Soweit aufgrund i.d.R. erst in Zukunft greifender landesrechtlicher Regelungen für die Einführung des NKF (Neues Kommunales Finanzmanagement) Städte Abschlüsse unter Ein-beziehung ihres hoheitlichen und ihres gewerblichen steuerpflichtigen Vermögens bzw. ihrer Beteiligungen aufstellen, entsprechen derartige Abschlüsse für die Kommunen nicht den direkten Vorgaben von IFRS und HGB. Die Zielsetzung derartiger „Konzernabschlüsse“ ist eine grundsätzlich andere als bei der Konzern-rechnungslegung für Konzerne nach IFRS und HGB. Ein derartiger „Konzernab-schluss“ wäre auch für die spezifischen steuerlichen Zwecke allein schon durch die Einbeziehung des hoheitlichen, nicht steuerpflichtigen Vermögens und der Schulden nicht für den Eigenkapitalvergleich des § 4 h Abs. 2 Buchst. c) EStG-E geeignet. Der Sinn und Zweck der Einführung einer Konzern-Eigenkapitalquote als Vergleichswert gilt für eine deutsche Kommune nicht. Die öffentliche Hand wird ihre Eigenkapitalquoten in den Beteiligungsunternehmen nicht künstlich steuern, wie dies z. B. für ein Unternehmen mit Sitz des Konzerns in einem Niedrigsteuer-land ggf. sinnvoll wäre. Die Kommunen haben aufgrund ihrer Finanzausstattung und ihrer öffentlichen Aufgaben an einer derartigen Steuerung kein Interesse. Die jeweiligen EK-Quoten in den wenigen gewinnorientierten Tätigkeitsbereichen sind bestimmt durch die Rentabilität der jeweiligen Geschäftsfelder. Wir bitten um ausdrückliche Klarstellung im Gesetzestext bzw. zumindest in der Begründung, dass eine Einbeziehung von Kommunen in den Konzern bzw. als Konzernmutter durch § 4 h EStG-E nicht gegeben ist.


Eine Einbeziehung von Betrieben gewerblicher Art (BgA) gemäß § 4 h Abs. 3 KStG-E in die Konzernbetrachtung ist entsprechend der bisherigen steuerlichen Regelung des § 8a KStG, der auf Kapitalgesellschaften abstellt, ebenso abzu-lehnen. Die vom Gesetzgeber bei der Einführung des § 8a KStG bisheriger Ausprägung getroffene Grundsatzentscheidung, Betriebe gewerblicher Art nicht Kapitalgesellschaften gleichzustellen, sollte beibehalten werden. Im Übrigen haben Betriebe gewerblicher Art bei den Kommunen i.d.R. heute eine andere Funktion, als dies noch vor 10 Jahren der Fall war. Die wirtschaftlichen Betriebe mit Gewinnerzielungsabsicht sind mittlerweile weit überwiegend in privatrechtliche Gesellschaften ausgegliedert worden. Bei den Kommunen sind weitgehend nur noch Verlustbetriebe vorhanden, die dem Hauptzweck der Erfüllung öffentlicher Aufgaben dienen und die auf der Grundlage der körperschaftsteuerlichen Defini-tion als Betrieb gewerblicher Art gelten. Eine Gewinnerzielungsabsicht ist nicht vorhanden, außerdem stehen die Verlustbetriebe nicht im Wettbewerb.


Die Aufstellung eines gesonderten Konzernabschlusses der Stadt für steuerliche Zwecke würde überdies zu einem nicht vertretbaren Aufwand führen. So müssten schon bei Großstädten mit z. B. 200.000 Einwohnern vielfach 40 bis 50 Unternehmen mit äußerst unterschiedlichen Aufgabenstellungen in einen derarti-gen Konzernabschluss einbezogen werden. Über den Bereich der aufgrund der bisherigen Rechtsprechung zusammenfassbaren Versorgungs- und Verkehrs-unternehmen (einschließlich Bäderunternehmen) und ggf. Entsorgungsunter-nehmen hinaus handelt es sich dabei insbesondere um Kapitalgesellschaften, die in den Bereichen Betrieb von Stadthallen, Wohnungsbau, Krankenhaus, Stadt-entwicklung, Messe, Theater oder sonstigen kulturellen Bereiche sowie ggf. gemeinnützig tätig sind. Für steuerliche Zwecke sollte eine Zusammenfassung nach den bisher praktizierten Zusammenfassungskriterien auf Ebene einer kom-munalen Kapitalgesellschaft als Holding erfolgen, jedoch keineswegs eine Zu-sammenfassung mit der Stadt als Konzernmutter. Die Einführung einer Pflicht zur Aufstellung und Testierung von Konzernabschlüssen, Abschlüssen für Organkrei-se sowie für Nichtkapitalgesellschaften und kleine Kapitalgesellschaften i.S.d. § 267 Abs. 1 HGB unabhängig von den einschlägigen Rechnungslegungsstandards für rein steuerliche Zwecke ist u.E. nicht mit dem Grundsatz der Verhältnismäßig-keit vereinbar.


Soweit im Einzelfall im Bereich kommunaler Unternehmen bei der Zusammen-fassung von Versorgungs- und Verkehrsunternehmen wegen der Einbeziehung von Gesellschaften ohne Gewinnabführungsvertrag eine Abweichung von Kon-zernkreis und Organkreis gegeben ist, sollte eine Berechnung für einen Konzern nach § 4 h Abs. 2 Buchst. c) EStG-E nur erforderlich sein, wenn dies bereits für Zwecke der externen Rechnungslegung erfolgt. Ist dies nicht der Fall, dann müsste hilfsweise ein vereinfachter Nachweis der geforderten Eigenkapitalquote möglich sein.


Für Körperschaften fordert § 8a Abs. 2 KStG-E, dass eine Gesellschafter-Fremd-finanzierung nicht mehr als 10 % der die Zinserträge übersteigenden Zinsauf-wendungen der Körperschaft im Sinne des § 4 h Abs. 3 Satz 2 EStG-E betragen darf. Diese Regelung führt zu einer drastischen Verschärfung der bisherigen Re-gelung für eine zulässige Gesellschafter-Fremdfinanzierung nach § 8a KStG. Maßgeblich ist nicht das Überschreiten einer für die unschädliche Gesellschafter-Fremdfinanzierung geforderten Eigenkapitalquote (bisher schon erheblich zu hoch mit im Ergebnis 40 % angenommen), sondern das Überschreiten eines verhältnis-mäßig geringen Anteils von 10 % Gesellschafter-Fremdfinanzierung im Vergleich zur gesamten Fremdfinanzierung. Die Überschreitung dieser Grenze hat für nicht zu einem Konzern gehörende Betriebe (z. B. Organkreis oder einzelne Gesell-schaft außerhalb eines Konzerns) sowie für Konzernbetriebe die Folge, dass die Zinsschrankenregelung des § 4 h Abs. 1 EStG-E Anwendung findet. Für Konzern-betriebe kann zwar die Escape-Klausel des § 4 h Abs. 2 Buchst. c EStG-E greifen. Auf die oben dargestellten Probleme der Konzerndefinition wird hingewiesen.


Durch die Einbeziehung der sog. Rückgriffsfälle bei der Gesellschafter-Fremd-finanzierung würden im Bereich kommunaler Unternehmen grundsätzlich auch die häufig vorkommenden Fälle einbezogen, in denen eine fremde Bank an ein kommunales Unternehmen einen Kredit gewährt, der durch eine Bürgschaft der Gesellschafter-Kommune gesichert wird. Die Finanzverwaltung hat – auch auf Forderung des VKU – bei derartigen durch Bürgschaften des Gesellschafters gesicherten Finanzierungen schädliche Gesellschafter-Fremdfinanzierungen mit den BMF-Schreiben zu § 8a KStG bisheriger Fassung vom 15.07.2004 (BStBl I S. 593, 596, vgl. dort Tz 22) und vom 22.07.2005 (BStBl I S. 829) auf die Fälle einer echten Back-to-back-Finanzierung beschränkt. Mit dieser Entscheidung ist der Intention des Gesetzgebers entsprochen worden, die in der Begründung zum seinerzeitigen Gesetzentwurf zum Ausdruck kommt. Wir fordern dringend, dass diese Begrenzung auf Fälle der Back-to-back-Finanzierung beibehalten wird. Aus Gründen der Rechtsklarheit sollte § 8 a KStG in der neuen Fassung ausdrücklich um eine klarstellende Regelung erweitert werden, die die Auslegung der aufgeführten BMF-Schreiben berücksichtigt. Außerdem sollte der im Vergleich zur bisherigen kapitalquotenbezogenen Regelung zu gering bemessene Satz von 10 auf 30 % erhöht werden.


Bei der Übertragung eines Betriebes (§ 4 h Abs. 5 EStG-E) sowie in den Fällen der Verschmelzung auf eine Personengesellschaft (§ 4 Abs. 2 S. 2 UmStG-E) und der Einbringung in eine Kapitalgesellschaft (§ 20 Abs. 9 UmwStG-E) geht ein nicht verbrauchter Zinsvortrag unter. Durch die geplanten Änderungen werden Umstruk-turierungen erheblich behindert. Daher sollte hierfür eine Ausnahmeregelung auf-genommen werden. Diese sollte den Sanierer jedoch nicht – wie die bisherige Regelung des § 8 Abs. 4 S. 3 KStG – bei der Durchführung sinnvoller Sanierungs-maßnahmen behindern.


Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Zinsschrankenregelung die kommunalen Versorgungs-, Verkehrs- und Entsorgungsunternehmen belastet, die aufgrund der vorgesehenen Verschärfung des Gesetzentwurfs im Vergleich zur bisherigen Regelung des § 8a KStG eine nach dem Gesetzentwurf schädliche Ge-sellschafter-Fremdfinanzierung in Rückgriffsfällen (Bürgschaften der Gesellschaf-ter-Kommune) durchführen. Die Zinsschrankenregelung verfehlt insoweit ihr ei-gentliches Ziel und trifft insbesondere die wegen öffentlicher Aufgaben besonders belasteten kommunalen Unternehmen im Bereich der Daseinsvorsorge. Wir for-dern eine Beschränkung der schädlichen Gesellschafter-Fremdfinanzierung auf Fälle einer echten Back-to-back-Finanzierung entsprechend der Auslegung des § 8a KStG in der geltenden Fassung. Geschieht dies nicht, so müsste zumindest ei-ne langfristige Übergangsregelung geschaffen werden, damit die Unternehmen längerfristig und ohne Zahlung von hohen Vorfälligkeitsentschädigungen eine Umfinanzierung auf reine Unternehmenskredite ohne Bürgschaft der Gesell-schafterkommune durchführen können. 

►   Absenkung der GWG-Grenze



Die GWG-Grenze soll für Unternehmen, die die in § 7 g EStG-E genannten Größenmerkmale überschreiten, von 410,00 € auf 60,00 € herabgesetzt werden. Die Grenze von 60,00 € ist insbesondere in Anbetracht des Preisniveaus für die typischen GWG’s (wie Mobiltelefone, Taschenrechner, Trivialsoftware etc.) erheb-lich zu niedrig. Der Verwaltungsaufwand für die Inventarisierung und Abschreibung über die tatsächliche Nutzungsdauer ist nicht mit dem Grundsatz der Verhältnis-mäßigkeit vereinbar. Wir empfehlen daher, die GWG-Grenze beizubehalten bzw. maximal zu halbieren.

►   Verlustabzug nach § 8 c KStG-E



Die Verlustnutzung wird durch die Neuregelung nochmals erheblich eingeschränkt. Hier besteht u.E. ein teilweiser Nachbesserungsbedarf. Die Unternehmen werden insbesondere durch die Einführung einer Zinsschranke zur Finanzierung ihrer Investitionen stärker als bisher Eigenkapital akquirieren müssen. Auch besteht aufgrund der Anforderungen der Regulierung der Strom- und Gasnetze sowie der wettbewerblichen Änderungen in den Verkehrsmärkten ein Zwang zur Hebung von Synergien durch Kooperation. Dies kann im Einzelfall bedeuten, dass ein kommunales Unternehmen eine Minderheitsbeteiligung an einem anderen kommunalen Unternehmen erwirbt. Daher sollte zumindest auf die 25 %-Grenze verzichtet werden, um strukturelle Veränderungen der Beteiligungsstruktur zu ermöglichen.



Änderung des Gewerbesteuergesetzes


►   Hinzurechnung von Konzessionsabgaben


Nach § 8 Nr. 1 Buchst f GewStG-E soll u.a. ein Viertel von einem Viertel der Kon-zessionsabgaben zur gewerbesteuerlichen Bemessungsgrundlage hinzugerech-net werden. Stadtwerke bzw. kommunale Verkehrsunternehmen zahlen als Betrei-ber von Strom- und Gas-, Fernwärme- und Wassernetzen sowie im Einzelfall auch für Verkehrsnetze Konzessionsabgaben an die Kommunen. Wir bitten darum, diese Konzessionsabgaben von der Regelung des § 8 Nr. 1 Buchst f GewStG-E auszunehmen.


Konzessionsabgaben sind insbesondere Entgelte, die Energieversorgungsunter-nehmen für die Einräumung des Rechts zur Benutzung öffentlicher Verkehrswege für die Verlegung und den Betrieb von Leitungen, die der unmittelbaren Versor-gung von Letztverbrauchern im Gemeindegebiet mit Energie dienen, entrichten (§ 46 Abs. 1 Satz 1 EnWG). Die zulässige Höhe der Strom- und Gas-Konzes-sionsabgaben ist im Einzelnen in der Verordnung über Konzessionsabgaben für Strom und Gas (Konzessionsabgabenverordnung – KAV) geregelt. Für die Was-serversorgung sind die Konzessionsabgaben in der Konzessionsabgabenan-ordnung (KAE) geregelt. Die Konzessionsabgaben stellen bei den Kommunen Ein-nahmen im hoheitlichen Bereich dar. Für die Stadtwerke und Wasserversor-gungsunternehmen, aber auch für die Verkehrsunternehmen sind die Konzes-sionsabgaben ungeachtet ihrer zivilrechtlichen Natur im Ergebnis Abgaben für die Nutzung hoheitlicher Straßen und Plätze. Diese Konzessionsabgaben sind nicht zu vergleichen mit steuerinduzierten Zahlungen, bei denen beispielsweise durch Lizenzzahlungen an ausländische Gesellschafter eine Gewinnverlagerung ins Ausland erreicht werden soll oder mit hybriden Finanzierungen, bei denen auf Ebene des Unternehmens abzugsfähige Betriebsausgaben statt steuerpflichtiger Gewinnanteile generiert werden. Die Gemeinden können gemäß § 46 Abs. 1 Satz 2 EnWG den Abschluss von Verträgen ablehnen, solange das Energieversor-gungsunternehmen die Zahlung von Konzessionsabgaben in Höhe der Höchst-sätze nach § 48 Abs. 2 EnWG verweigert und eine Einigung über die Höhe der Konzessionsabgabe noch nicht erzielt ist. Die Konzessionsabgabe hat den Charakter einer hoheitlichen Abgabe und ist damit nicht mit den Linzenz-einnahmen, die der Gesetzentwurf einbeziehen will, zu vergleichen. Ein ausdrück-licher Ausschluss der Konzessionsabgaben ist u. E. zielführend. Wäre dies nicht der Fall, dann müsste auch die gewerbesteuerliche Belastung der Konzessions-abgabe entsprechend § 8 StromNEV und § 8 GasNEV bei der Netzentgelt-kalkulation berücksichtigt werden. Dadurch würden sich die Entgelte für die Strom- und Gasnetze und wegen der auch für die Wassernetze geltenden kosten-orientierten Kalkulation erhöhen, was die Netznutzer zusätzlich belasten würde. Entsprechendes gilt für Konzessionsabgaben der Verkehrskonzessionen. Auch vor diesem Hintergrund halten wir die Einbeziehung der Konzessionsabgaben nicht für sachgerecht.


Zu einer mündlichen Erläuterung unserer Stellungnahme stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.“

A N M E R K U N G:


Mit einer Verabschiedung der Unternehmenssteuerreform 2008 als Regierungs-entwurf im Bundeskabinett ist nach derzeitigem Stand für Mitte März zu rechnen. Der Entwurf soll sodann in Bundestag und Bundesrat eingebracht werden. Das Gesetzgebungsverfahren soll noch vor der Sommerpause abgeschlossen werden. Die Unternehmensteuerreform soll zum 01.01.2008 in Kraft treten.

 
Der Gesetzentwurf soll einen Beschluss aus dem Koalitionsvertrag aus dem November 2005 umsetzen, zum 01.01.2008 das Unternehmensteuerrecht grund-legend fortzuentwickeln und international wettbewerbsfähige Steuersätze zu regeln. Bundesfinanzminister Steinbrück und der hessische Ministerpräsident Koch hatten Anfang November einen abgestimmten Entwurf der Eckpunkte für die Unternehmenssteuerreform vorgelegt, dem auch der Koalitionsausschuss der großen Koalition zugestimmt hat. Ziele der Reform sind:

· Stärkung der Wirtschaft durch Verbesserung der internationalen Wettbewerbs-fähigkeit, 

· dauerhafte Sicherung der finanziellen Handlungsfähigkeit des Staates, 

· nachhaltige Sicherung der deutschen Steuerbasis und Einschränkung von Ge-staltungsmöglichkeiten.

Die nominalen Steuersätze der Kapitalgesellschaften sind im internationalen Vergleich mit gegenwärtig fast 39 % (Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer) die höchsten in Europa. Das hohe Niveau führt dazu, dass die Unternehmen ver-suchen, ihre in Deutschland erwirtschafteten Gewinne ins Ausland zu verlagern. Das geschieht bei internationalen Konzernen häufig über Fremdkapitalfinanzie-rungen oder über Verrechnungspreise. Das BMF geht davon aus, dass etwa Gewinne von 65 Mrd. € im Ausland statt in Deutschland versteuert werden. Unternehmensverbände halten 20 Mrd. € als maximalen Wert für realistisch. Auch dann ergeben sich fast 8 Mrd. € Steuermindereinnahmen. Die Unternehmen-steuerreform soll eine Reduzierung des Steuervolumens von rd. 30 Mrd. € (Absenkung der Körperschaftsteuer, Einführung der neuen Abgeltungssteuer für Kapitaleinkünfte bzw. Dividenden und Veräußerungsgewinne bei Aktien, Fonds etc.) und eine Gegenfinanzierung von 25 Mrd. € durch Verbreiterung der Bemes-sungsgrundlage und höhere Anreiz, Gewinne in Deutschland zu versteuern, brin-gen.


Für Kapitalgesellschaften ergibt sich eine Absenkung der Körperschaftsteuer auf 15 %. Unter Berücksichtigung der abgesenkten Gewerbesteuermesszahl soll sich für einen Durchschnittsfall (Hebesatz 400 %) eine steuerliche Gesamtbelastung von 29,83 % ergeben. Mit einer tariflichen Steuerbelastung der Kapitalgesellschaf-ten von künftig ca. 29% liegt nach Einschätzung des BMF Deutschland inter-national in der „goldenen Mitte“. Das BMF ist der Ansicht, dass sich in Zukunft we-niger steuerliche Wettbewerbsverzerrungen und weniger Gründe zur Steuerverla-gerung ergeben. Der bisherige § 8a KStG wird durch eine Zinsschranke als Ab-zugsbegrenzung bei Finanzierungsaufwendungen abgelöst. Dies schafft insbe-sondere angesichts der geringen Grenze einer Gesellschafter-Fremdfinanzierung von 10 % der Darlehensfinanzierung (nach Saldierung mit evtl. Zinserträgen) erhebliche Probleme für kommunale Unternehmen, die z.B. Darlehen durch Bürg-schaften der Gesellschafter-Kommune abgesichert haben. Der VKU fordert in der oben abgedruckten Stellungnahme die Beschränkung der Gesellschafter-Fremd-finanzierung auf Fälle, in denen tatsächlich eine echte Back-to-back-Finanzierung im Sinne der bisher geltenden Verwaltungsregelungen gegeben ist. Dies würde in der Regel Finanzierungen mit Darlehen, die über Kommunalbürgschaften abge-sichert sind, ausschließen, weil die Kommunen keine Einlagen tätigen, die der Ab-sicherung der Bürgschaft dienen. Die derzeitige Regelung des Referentenentwurfs ist u.E. dringend zu ändern, damit Stadtwerke-Holdinggesellschaften mit dem Querverbund Versorgungs/Verkehr, die häufig keine oder nur geringe Gewinne insgesamt erzielen, keine steuerlichen Nachteile haben. Dies gilt ebenso für ent-sprechende Finanzierungen bei Wasserversorgungsunternehmen sowie Abwas-ser- und Abfallentsorgungsunternehmen in der Rechtsform der Kapitalgesellschaft. Bei schädlichen Gesellschafter-Fremdfinanzierungen greift die Zinsschrankenre-gelung des § 4 h EStG. Nach der geplanten Regelungen der Zinsschranke gemäß § 4 h EStG sollen Zinsaufwendungen nur noch abziehbar sein in Höhe des Zinsertrages, darüber hinaus nur bis zur Höhe von 30 % des Gewinns vor Zinser-trag und Zinsaufwand (= EBIT). Die Regelung gilt für Körperschaften und Perso-nenunternehmen. Es gibt einen Vortrag von nicht abziehbaren Zinsaufwendungen in spätere Veranlagungszeiträume. Für die die Zinserträge übersteigenden Zins-aufwendungen soll eine Freigrenze von 1 Mio. € gelten. Dies stellt keinen Freibe-trag dar, so dass bereits bei einer Überschreitung von einer Mark die volle Nicht-abzugsfähigkeit greift. Eine Escape-Klausel bestimmt, dass keine Anwendung der Zinsschranke gegeben ist, wenn der Betrieb nicht Teil eines Konzerns ist oder der Betrieb Teil eines Konzerns ist und seine Eigenkapital/Fremdkapital-Relation nicht schlechter ist als die des Konzerns. Maßgeblich sind die nach internationalen Rechnungslegungsstandards (IFRS oder US-GAAP) oder HGB aufgestellten und publizierten Abschlüsse. Der Konzernbegriff ist aber weiter gefasst als nach den Rechnungslegungsbestimmungen. 

Grundsätzlich sollen wohl auch Kommunen mit ihrem steuerpflichtigen Betriebs-vermögen einschließlich der Beteiligungen den Konzernbegriff erfüllen. Der VKU hält dies nicht für sachgerecht und fordert einen Ausschluss ebenso wie für die Einbeziehung von Eigenbetrieben bzw. Betrieben gewerblicher Art, die jedenfalls in der Mehrheit der Fälle bei den Kommunen gewinnlos sind. Wir verweisen im Einzelnen auf unsere Stellungnahme.

 
Die Struktur der Gewerbesteuer soll sich nicht verändern. Statt der bisherigen Hin-zurechnung von 50 % der Dauerschuldzinsen sollen zukünftig alle Zinsen und Fi-nanzierungsanteile von Mieten, Pachten, Leasingraten und Lizenzen mit einem Hinzurechnungsfaktor von 25 % erfasst werden. Als Mittelstandskomponente wird ein Freibetrag von 100.000 € eingeführt. Der Abzug der Gewerbesteuer als Be-triebsausgabe bei sich selbst und bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer wird gestrichen. Gleichzeitig erfolgt aber auch eine Erhöhung des Anrechnungs-faktors bei der Gewerbesteueranmeldung von 1,8 auf 3,8. Im Ergebnis stellt dies somit keine Zusatzbelastung für Personenunternehmen dar, die über die Einkom-mensteuer erfasst werden. Durch den Wegfall des In-sich-Effekts wird die Steuer-belastung und werden die Finanzbeziehungen zwischen Bund, Ländern und Ge-meinden nach Darstellung des BMF transparenter. Insgesamt erscheint wohl das Gewerbesteueraufkommen der Kommunen gesichert, so dass die Reform insge-samt aus deren Sicht als positiv zu bewerten ist. Problematisch erscheint aus Sicht des VKU die Einbeziehung von Konzessionsabgaben, bei denen 25 % von 25 % der Bemessungsgrundlage bei der Gewerbesteuer hinzugerechnet werden. Diese Hinzurechnung ist u.E. sachlich problematisch. Wir verweisen im Einzelnen auf unsere Stellungnahme.

 
Insbesondere die Regelungen des Gesetzentwurfs zu § 8 a KStG-E stellen eine deutliche Verschärfung der Rechtsfolgen der Gesellschafter-Fremdfinanzierung im Hinblick auf die Anwendung der geplanten Zinsschranken-Regelung des § 4 h EStG-E dar. Dies kann erheblich nachteilig sein. Wir hoffen, dass im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens noch Änderungen insbesondere im Sinne des VKU-/VDV-Vorschlages zur Beschränkung der schädlichen Gesellschafter-Fremdfinan-zierung auf Fälle einer echten Back-to-back-Finanzierung in den Gesetzentwurf aufgenommen werden.
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